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13. Januar 2004
Die Steuerkonzepte der Parteien - Ein Überblick und eine Bewertung

Liebe Genossinnen und Genossen,

seit Neujahr vergeht kaum ein Tag, an dem in den Medien nicht über eine „Große Steuerreform“ geschrieben oder gesprochen wird. Nachdem Professor Kirchhof im Herbst letzten Jahres den Startschuss gegeben, die CDU dann im Dezember nach​gelegt hat, kommt nun die CSU mit ihrem eigenen Modell. Und damit die FDP nicht ganz vergessen wird, hat sie – die Anspruch auf die Urheberschaft erhebt – in dieser Woche einen Gesetzentwurf für ihr Einfachmodell vorlegt. 

I. Unseriöser Steuersenkungswettlauf

Wer bei diesem Wettlauf geneigt ist zu fragen, wo ist denn das Modell der SPD, dem muss geantwortet werden, das Modell steht bereits im Gesetzblatt. Es ist sozial aus​gewogen und seriös finanziert und seine letzte Stufe wird im nächsten Jahr wirksam werden. Das Steuerkonzept der SPD setzt auf im internationalen Vergleich hohe Grundfreibeträge, hohe Kinderfreibeträge sowie einen niedrigen Eingangs- und Spit​zensteuersatz bei einem linear-progressiven Tarif. Und das Steuerkonzept der SPD hält fest am Kindergeld, das erforderlich ist, um einen sozialen Ausgleich zu schaf​fen, den das Steuerrecht mit seinen Freibeträgen nicht bewirken kann. Und was das Wichtigste ist, dieses Steuerkonzept ist solide finanziert.

Was die SPD jetzt nicht tun sollte, ist, sich an diesem Ankündigungswettlauf für wei​tere Steuersenkungen zu beteiligen. Weder ist das Steuerrecht für den normalen Ar​beitnehmer so kompliziert, wie viele es nur mit dem Ziel behaupten, Steuervergünsti​gungen für Arbeitnehmer zu streichen, noch gibt es weitere Steuersenkungsspiel​räume für die öffentlichen Haushalte. 

Was wir jetzt brauchen ist eine Steuerstrukturdebatte, die zum Ziel haben muss, den Haushalten von Bund, Ländern und Kommunen die Einnahmen zu verschaffen, die sie für ihre Aufgaben, Bildung, Forschung, soziale und innere Sicherheit, drin​gend benötigen. Dazu gehören nicht nur die Fragen, wie hoch eine auskömmliche Steuerquote – Deutschland hat 2003 mit 20,7 % die niedrigste Quote bislang - zu​künftig sein soll, sondern u.a. auch die Fragen des Verhältnisses von direkten und indirekten Steuern und der Verteilungen der Steuereinnahmen und -kompetenzen zwischen Bund und Ländern. Und in diesem Zusammenhang kann natürlich auch über Steuervereinfachung gesprochen werden und zwar in erster Linie eine Steuer​vereinfachung bei den Gewinnermittlungsvorschriften der Unternehmen. Hier liegt die Kompliziertheit des deutschen Steuerrechts und nicht bei der Frage, ob die vollstän​dige Streichung der Pendlerpauschale, des Sparerfreibetrags  oder der Nachtar​beitszuschläge unser Steuersystem – wie Guido Westerwelle behauptet – wieder wettbewerbsfähig macht.

Und hier liegen auch – ungeachtet der sonstigen Schwächen der Steuerkonzepte von CDU und CSU – die wunden Punkte dieser Vorschläge. Konkrete Steuerverein​fachung heißt bei ihnen nur Abbau von Steuervergünstigungen für Arbeitnehmer, der unter dem Deckmantel der Steuervereinfachung betrieben wird. Was CDU oder CSU im Unternehmensbereich bereinigen wollen, ist vollkommen unklar. Unklar ist hinge​gen nicht, dass sich das CDU-Konzept und der CSU-Vorschlag gravierend unter​scheiden. Und das würde noch deutlicher werden, wenn CDU und CSU ausformu​lierte Gesetzesentwürfe vorlegten. Das trauen sie sich aber nicht, weil sie dann Farbe bekennen müssten, wer die Steuergeschenke für Spitzenverdiener bezahlen soll. Und aus diesem Grund, formulieren beide nur vage Eckpunkte und fordern die Bundesregierung auf dieser Grundlage auf, einen Gesetzentwurf vorzulegen. 

II. Die Steuerkonzepte von CDU und CSU

Beide Parteien haben bislang nur Eckpunkte vorgelegt. Einen durchgerechneten und ausformulierten Gesetzentwurf gibt es nicht. Das verhindert realistische Vergleichs​rechnungen mit dem Tarif 2005 der Koalition. Sofern Bürger und Medien allein auf​grund der vorgeschlagenen Tarife annehmen, die Steuerpflichtigen würden entlastet, ist das vorschnell und falsch. Entlastet werden sicher die Spitzensteuerzahler, weil der Spitzensteuersatz in beiden Modellen am stärksten gesenkt werden soll.

Das Steuerkonzept der CDU ist unfinanzierbar und ungerecht:

Allein die Tarifentlastung des Drei-Stufenkonzepts führt zu Steuerausfällen von 44 Mrd. €. Es ist völlig ungewiss und nach der Vorstellung des CSU-Konzepts noch un​gewisser, ob die von Merz vorgeschlagene Streichung von Steuervergünstigungen und Ausnahmen überhaupt ansatzweise schon in der Union einigungsfähig ist. Denn die CSU hat klar gemacht, dass sie an eine Streichung z.B. der Entfernungspau​schale gar nicht denkt. Es wird sogar seitens CSU-Abgeordneten eine Verfassungs​klage angedroht. Auch bei den steuerfreien Zuschlägen will die CSU nur etappen​weise herangehen. Welche Netto-Steuerentlastung letztlich finanziert werden muss, ist daher völlig unklar. Frau Merkel, die im Vermittlungsverfahren ständig kritisiert hat, das vollständige Vorziehen der Steuerreformstufe 2005 auf 2004 dürfe nicht über neue Schulden finanziert werden, macht sich insofern mit ihrem CDU-Steuerkonzept völlig unglaubwürdig. In den letzten Tagen tritt sie auch schon leise den Rückzug an.

Das Steuerkonzept der CDU ist verteilungspolitisch ungerecht, denn es entlastet Spitzenverdiener zu Lasten von kleinen und mittleren Einkommen. Der Spitzensteu​ersatz soll ausgehend vom Tarif 2005 um sage und schreibe 6 Prozentpunkte ge​senkt werden, doppelt so viel, wie der Eingangssteuersatz. Die ursprünglich von Merz geplante Streichung des Kindergelds hat der CDU-Parteitag auf Druck des Ar​beitnehmerflügels korrigiert. Folge: Weitere Kosten von 17 Mrd. €. Und die Herzog-Kopfpauschalen sollen auch über das Steuersystem finanziert werden. Selbst die CSU hat hier schon von völliger Imkompatibilität gesprochen. Da passt nichts zu​sammen, was zusammengehören soll.

Das Steuerkonzept der CSU ist eine reine Tarifkorrektur:

Große Klappe, nichts dahinter, könnte man sagen. Was als „Große Steuerreform“ angekündigt worden ist, entpuppt sich als eine Tarifsenkung bei Eingangs- und Spit​zensteuersatz, allerdings auch mit dem Schwergewicht beim Spitzensteuersatz. Die von der CSU angegebenen Steuerausfälle von 15 Mrd. € sind moderater als bei der CDU, aber auch hier fehlt eine durchgerechnete Gegenfinanzierung. 

Was meint die CSU genau mit Streichung von Lenkungs- und Subventionsnormen? Konkret benannt hat sie nur Abfindungen, Übergangsgelder, Auslandszulagen und Sonntags-, Feiertags- und Schichtzuschläge. Stoiber hat zwar Recht, wenn er die CDU fragt, was sich hinter deren 69 zur Streichung vorgesehenen Steuersubventio​nen verbirgt, aber auch die CSU mit ihren 13 Punkten ist da nicht transparenter. 69 oder 13, nichts Genaues weiß man nicht.

Was man weiß, ist, dass die CSU eine Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge will, die CDU aber eine Quellensteuer. Was man weiß, ist, dass die CSU ihren Spitzensteu​ersatz erst bei 52.500,- € greifen lassen will, die CDU ihren bereits ab 40.000,- €. Und was man auch weiß, ist, dass die CDU einen Drei-Stufentarif haben will, die CSU aber zu Recht an dem geltendem linear-progressiven Tarif festhält. Das sind keine Petitessen, wie manche in der Union sagen.

III. Unklarheiten der Unionskonzepte

Wenn eines bei den Konzepten der Unionsparteien klar ist, dann ist es, dass vieles unklar ist. Das betrifft nicht nur die genannten Unterschiede des materiellen Steuer​rechts, das betrifft nicht nur die Frage, welche konkreten Gegenfinanzierungsmaß​nahmen die Parteien wirklich im Auge haben und das betrifft auch nicht nur die Frage, wie CSU und insbesondere CDU ihre Vorschläge denn überhaupt finanzieren wollen. Völlig unklar ist nämlich auch, wie denn das Unternehmenssteuerrecht um​gestaltet werden soll. Oder wollen die Unionsparteien hier alles beim Alten lassen, wo es gerade hier um ein wettbewerbsfähiges Steuerrecht geht und wo die Vor​schriften in der Tat kompliziert sind. Vorschriften zur Ermittlung des Gewinns, die den Unternehmen auch heute noch Gestaltungsmöglichkeiten bieten, von denen Arbeit​nehmer nur träumen können. Hierzu gibt es aber keine Vorschläge, geschweige denn Überlegungen.

Die CSU fordert in ihrem Konzept 21 nur, ein flexibles und mittelstandsfreundliches Steuerrecht zu etablieren. Die Eigenständigkeit von Einkommen- und Körper​schaftsteuerrecht soll erhalten bleiben, Wettbewerbsfähigkeit wird gewährleistet. Die CDU fordert in ihrem modernen Einkommensteuerrecht für Deutschland lediglich, Einkommensteuerrecht und Körperschaftsteuerrecht mit dem Ziel der Rechts​formneutralität und der Vermeidung von Doppelbesteuerung aufeinander abzustim​men, wobei der Körperschaftsteuertarif 24 % betragen soll. Das ist konkret, das ist so gut wie nichts.

IV. Vorschlag zur Abschaffung der Gewerbesteuer

Nur in einem sind sich CDU und CSU einig: Beide Parteien fordern die Abschaffung der Gewerbesteuer. Die ist aber nach wie vor die wichtigste eigene Einnahmequelle der Städte und Gemeinden und bringt diesen in diesem Jahr aber Einnahmen in der Höhe von rund 20 Mrd. € netto, d.h. nach Abzug der Umlage. Wer diese Steuer ein​fach zur Disposition stellt, muss sagen, woher ein Ersatz kommen soll und wer ihn finanziert. Alle zuletzt diskutierten Alternativmodelle gehen von örtlichen Zuschlägen zur Einkommen- und Körperschaftsteuer, ggf. auch von einem höheren Umsatz​steuer-Anteil der Kommunen als Kompensation der Gewerbesteuer aus. Die Berech​nungen in der Gemeindefinanzreformkommission im letzten Jahr haben aber gezeigt, dass solche Modelle zu einer kräftigen Verschiebung der Steuerlast weg von den Unternehmen und hin zu den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern führen. Letztere müssen durch hohe Zuschläge zu ihrer Einkommensteuer für den Aus​gleich der wegfallenden Gewerbesteuer sorgen – insbesondere natürlich in den Bal​lungszentren, wo heute noch hohe Gewerbesteueraufkommen zu verzeichnen sind. Diese Zuschläge sind aber in den vorgestellten Steuertarifen von CDU und CSU sowie FDP nicht enthalten. Angesichts des zu erbringenden Gesamtvolumens ist aber klar, dass bei korrekter Berücksichtigung dieser Zuschläge vielerorts die Ein​kommensteuer für die Bürgerinnen und Bürger nicht sinken, sondern im Gegenteil steigen würde. Und die sonstigen Auswirkungen solcher Modelle auf die ohnehin schon drängende Stadt-Umland-Problematik finden bei CDU und CSU natürlich auch keine Beachtung.

Es bleibt dabei, die „Großen Steuerreformen“, egal von wem sie kommen, sind größtenteils Blendwerk. Sie halten nicht das, was sie versprechen und sie täuschen vielen Bürgern Steuerentlastungen vor, die es für sie nicht geben würde. Viele wür​den draufzahlen, denn sie können sich nichts dafür kaufen, dass sie – wie Merz und Merkel das so gerne plakativ herausstellen – ihre Steuererklärung auf einem Bier​deckel machen können. Arbeitnehmer könnten das schon heute, denn das für sie geltende materielle Steuerrecht ist nicht kompliziert, kompliziert sind allenfalls die Steuerformulare. Und hier gibt es auch schon Abhilfe, durch die von der SPD-Bun​destagsfraktion in NRW-Finanzämtern initiierten Pilotprojekte und durch die Möglich​keiten, die das von der Koalition vor einigen Wochen beschlossene Steuerände​rungsgesetz bietet. Beides läuft darauf hinaus, dass Arbeitnehmer künftig nur noch wenige Angaben in einem übersichtlichen Steuerformular machen müssen.

Wir werden unbeirrt von dem Spektakel um große Steuerreformen jetzt eine Steuer​strukturdebatte führen und die von der Bundesregierung bereits vorgelegten Ent​würfe für eine Besteuerung der Alterseinkünfte und den vorgesehenen Entwurf für eine umfassende Besteuerung von Kapitalerträgen beraten. Wenn in diesem Zu​sammenhang vernünftige, konkrete und durchgerechnete Vorschläge seitens der Union kommen, seien es welche für eine Steuervereinfachung, seien es welche zu anderen Punkten, dann steht die Koalition dem aufgeschlossen gegenüber. Geld für weitere Steuersenkungen haben die Haushalte aber nicht.

Mit freundlichen Grüßen










